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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

und  
den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

 
des  Herrn 

 
Beschwerdeführers und Antragstellers, 

 
wegen  Maßnahmen aufgrund des Gesetzes über Hilfen und Schutzmaßnah-

men bei psychischen Krankheiten (PsychKG) 
 
 
hat die 1. Kammer des  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 25. Februar 2022 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b ,  

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h und 

den Richter Dr. R ö h l  

 

gemäß § 58 Abs. 2, § 59 Abs. 2 und § 60 Satz 1 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 

Mit der Entscheidung in der Hauptsache erledigt 
sich der Antrag auf Erlass einer einstweiligen An-
ordnung. 
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G r ü n d e : 

 

1. Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen, weil sie unzulässig ist.  

 

Soweit sie sich unmittelbar gegen das Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen 

bei psychischen Krankheiten (PsychKG) vom 17. Dezember 1999, zuletzt geändert 

durch Art. 5 des Gesetzes zur Verbesserung des Rechtsschutzes bei Fixierungen 

im Justiz- und Maßregelvollzug und bei öffentlich-rechtlichen Unterbringungen in 

psychiatrischen Einrichtungen des Landes Nordrhein-Westfalen vom 2. Juli 2019 

(GV. NRW. S. 339), richtet, ist die Jahresfrist des § 55 Abs. 3 VerfGHG nicht ge-

wahrt. Soweit sich der Beschwerdeführer gegen Maßnahmen auf der Grundlage 

dieses Gesetzes wendet, ist jedenfalls nicht ersichtlich, dass er gemäß § 54 Satz 1 

VerfGHG den Rechtsweg erschöpft hat oder hiervon ausnahmsweise abzusehen 

sein könnte. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen (vgl. § 58 Abs. 2 Satz 4            

VerfGHG). 

 

2. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung, der auf eine vorläufige Re-

gelung bis zur Entscheidung in der Hauptsache gerichtet ist, erledigt sich mit dem 

Beschluss über die Verfassungsbeschwerde. 

 
 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Heusch Dr. Röhl 
 


